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Im Namen der Bundesregierung beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 

Die Bundesregierung hat ihre energiepolitische 
Konzeption im einzelnen im Jahreswirtschafts- 
bericht 1970 dargestellt. Die Schwerpunkte liegen in 

- der weiteren Konsolidierung und Gesundung des 
deutschen Steinkohlenbergbaus, 

- der weiteren Verbesserung der Versorgungs- 
bedingungen und der Versorgungssicherheit im 
Mineralölbereich, 

- der verstärkten Integrierung des Erdgases und 
der Kernenergie in die Energieversorgung, 

- der Reform des Energiewirtschaftsrechts. 

In der Kohlepolitik hat sich die Bundesregierung 
vom Grundsatz der Kontinuität leiten lassen, wobei 
sie das kohlepolitische Instrumentarium mit Blick 
auf die derzeitige Marktlage flexibel gehandhabt 
hat. 

Im Mineralölbereich lassen die Anstrengun- 
gen der deutschen Erdölversorgungsgesellschaft 

- DEMINEX - um eigene Rohölbasen im Ausland 
auf der Grundlage des Starthilfeprogramms der 
Bundesregierung bereits bestimmte Schwerpunkte 
erkennen, die einen Beitrag zur Sicherung und Ver- 
besserung der Rohölversorgung leisten können. In 
die gleiche Richtung zielt die Entscheidung des Bun- 
deskabinetts vom 25. Juni d. J., in den nächsten 
5 Jahren insgesamt 750 Mio DM zur Anlegung einer 
unterirdischen Rohölreserve von 10 Mio t im Rah- 
men des Haushalts vorzusehen. 

Für die weitere Integrierung des Erdgases in die 
Energieversorgung, insbesondere im süddeutschen 
Raum, spielt der am 1. Februar 1970 abgeschlossene 
Vertrag über den Bezug russischen Erdgases eine 
erhebliche Rolle. Das gilt nicht nur im Hinblick auf 


die damit in den nächsten Jahren zusätzlich zur 
Verfügung stehende Erdgasmenge, sondern auch im 
Hinblick auf die Erweiterung des Anbieterkreises 
um einen potenten Erdgaslieferanten. 

Die von der Bundesregierung nachdrücklich geför- 
derte kerntechnische Entwicklung läßt erwarten, daß 
die Kernenergie in den kommenden Jahren in zu- 
nehmendem Maße einen bedeutenden Beitrag zur 
Energieversorgung leisten kann. 

Das Energiewirtschaftsrecht soll mit dem Ziel neu- 
gestaltet werden, vorhandene Monopolstellungen in 
der Versorgungswirtschaft aufzulockern, die Miß- 
brauchsaufsicht wirksamer zu machen und die 
staatliche Preisaufsicht den heutigen Gegebenheiten 
anzupassen. Die in diesem Zusammenhang beab- 
sichtigte Verstärkung des Wettbewerbs in der 
Versorgungswirtschaft hat bereits in dem Refe- 
rentenentwurf eines 2. Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen sei- 
nen Niederschlag gefunden. Die Vorarbeiten für 
eine Reform des Energiewirtschaftsgesetzes sind 
ebenfalls - wie im Jahreswirtschaftsbericht ange- 
kündigt - angelaufen. 


1. Während noch die Mineralölwirtschaft in der 
Bundersepublik Deutschland ~ laut Pressemel- 
dungen - die angespannte Lage auf dem deut- 
schen Mineralölmarkt für nur vorübergehend 
hält, mehren sich die Stimmen aus dem Ausland 
- vor allem aus den USA und England -, daß 
mit einer längerfristigen und einer sich ver- 
stärkenden Mangellage auf diesem Markt zu 
rechnen ist. 

Welche Stellung nimmt die Bundesregierung zu 
diesem Komplex ein? 

Das Bundesministerium für Wirtschaft hat bereits 
vor geraumer Zeit auf dem Hintergrund der sich 
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auf dem Weltmarkt abzeidinenden Versorgungs- 
anspannung vorsorglich die deutschen Raffinerien 
um eine Überprüfung ihrer Versorgungspläne ge- 
beten. Das Ergebnis dieser zusammen mit den 
Muttergesellschaften durchgeführten Überprüfung 
hat gezeigt, daß der Raffineriedurchsatz in den 
deutschen Raffinerien im 2. Halbjahr 1970 um 
1 Mio t höher liegen wird als es in den Raffinerie- 
verarbeitungsplänen zu Anfang des Jahres vorge- 
sehen war. Angesichts dieser erhöhten Auslastung 
unserer inländischen Raffinerien ist - sofern keine 
neuen gravierenden Versorgungsprobleme und Stö- 
rungsfälle auftreten - nicht zu befürchten, daß es in 
unmittelbarer Zukunft zu Engpässen kommen wird. 

Unabhängig davon ist sich die Bundesregierung 
selbstverständlich bewußt, daß etwaige Versor- 
gungsstörungen oder Versorgungsengpässe auf dem 
Weltmineralölmarkt auch die Versorgung der Bun- 
desrepublik beeinflussen würden. Sie hat daher 
Kontakte mit befreundeten Regierungen und inter- 
nationalen Organisationen aufgenommen. Diese 
Kontakte haben dazu geführt, daß in Kürze sowohl 
auf der Ebene der zuständigen Gremien der OECD 
wie der Europäischen Gemeinschaften koordinie- 
rende Gespräche über die voraussichtliche Entwick- 
lung der Versorgungslage unter Einschluß der in 
allen Ländern mit Beunruhigung festgestellten 
Preisentwicklung stattfinden werden. 

Vorbehaltlich des Ergebnisses der gemeinsamen 
Bemühungen aller betroffenen Länder kann hin- 
sichtlich der Gesamtversorgungssituation auf dem 
Weltmineralölmarkt gesagt werden, daß die Eng- 
pässe vorwiegend im Tankerbereich liegen. Der 
Ausfall der transarabischen Pipeline und die Förder- 
beschränkung in einem transportgünstig gelegenen 
Rohölförderland haben dazu geführt, daß ein Teil 
der Versorgung auf weitaus längere Transportwege 
umgestellt werden muß. Inwieweit sich hier in 
naher Zukunft Erleichterungen ergeben, läßt sich 
im Augenblick noch nicht beurteilen. 


2. Kann nach Ansicht der Bundesregierung eine 
Mineralölpolitik beibehalten werden, die die 
Rohölversorgung im wesentlichen den importie- 
renden Mineralölkonzernen und ihrer Geschäfts- 
politik überläßt, während sich andere Industrie- 
nationen - vor allem die USA und Japan - in 
sehr viel stärkerem Umfang eigene Förder- 
oder langfristige Bezugsrechte, insbesondere auf 
das knappe schwefelarme Mineralöl, sichern? 

Die Mineralölpolitik der Bundesregierung muß da- 
von ausgehen, daß unser Mineralölmarkt zu etwa 
75 Vo von internationalen Gesellschaften versorgt 
wird. Ein noch höherer Anteil unserer Rohöleinfuh- 
ren stammt aus der Förderung dieser internatio- 
nalen Gruppe, die über weltweit gestreute eigene 
Rohölquellen und eine beachtliche eigene Tanker- 
flotte verfügen. Angesichts dieser Bedeutung hängt 
unsere Versorgungssicherheit entscheidend von den 
Liefermöglichkeiten dieser Gesellschaften ab. Wie 
die Versorgungskrisen der letzten Jahre gezeigt 
haben, sind sich die internationalen Gesellschaften 


durchaus ihrer großen Verantwortung für die Ver- 
sorgung unseres Marktes bewußt. Die Flexibilität 
ihrer Versorgungsmöglichkeiten hat sich dabei als 
ein wesentliches Element unserer Versorgungs- 
sicherheit erwiesen. 

Unabhängig hiervon hält es die Bundesregierung 
jedoch für erforderlich, ihre eigenen Beziehungen 
und Einflußmöglichkeiten zu den Erdölförderlän- 
dern auszubauen; sie befindet sich insoweit im 
Nachteil vor allem gegenüber Frankreich, England, 
den Niederlanden, Italien und Japan, die in der 
Nachkriegszeit auf der Grundlage ihrer nationalen 
Gesellschaften ihre Position in den Förderländem 
bewußt und planmäßig stärken konnten, während 
sich die deutschen Gesellschaften in ihrer Aktivität 
auf den Inlandsmarkt beschränken mußten. Mit dem 
von der Bundesregierung beschlossenen Starthilfe- 
programm und dem Zusammenschluß der deutschen 
Gesellschaften in der DEMINEX sind nunmehr wich- 
tige Voraussetzungen in dieser Richtung geschaffen 
worden. Die DEMINEX hat ihre Aktivitäten in- 
zwischen aufgenommen und eine positive Resonanz 
in den Erdölförderländern gefunden. Daneben wird 
auch die Bundesregierung alle ihr zur Verfügung 
stehenden Möglichkeiten zu einer Verbesserung 
ihrer Kontakte zu den Förderländern nutzen. Auch 
das von der Bundesregierung verabschiedete Pro- 
gramm zur Anlage einer Rohölreserve des Bundes 
könnte in diesem Zusammenhang gute Ansatz- 
punkte für eine im beiderseitigen Interesse liegende 
Vertiefung der Beziehungen bieten. 


3. Nach dem Jahreswirtschaftsbericht 1970 hatte 
die Bundesregierung für den Beginn dieses 
Jahres die Erwartung ausgesprochen, daß der 
Borderpreis für niederländisches Erdgas gesenkt 
wird. Da diese Senkung bis zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht eingetreten ist, fragen wir: 

a) Was veranlaßte die Bundesregierung zu die- 
ser nicht eingetretenen Vorhersage? 

b) In welchem Umfang und wann wird mit 
einer Senkung des Borderpreises gerechnet? 

c) Wird diese Senkung mit irgendwelchen Auf- 
lagen (Mengenaufstockung) verbunden sein? 

Die Bundesregierung hatte im Jahreswirtschafts- 
bericht 1970 die Erwartung ausgesprochen, daß 
Anfang 1970 eine Senkung des Borderpreises für 
niederländisches Erdgas erfolgen würde, da Ihr die 
Bereitschaft der holländischen Seite bekannt war, 
zu diesem Zeitpunkt in Verhandlungen über die 
Senkung des Borderpreises mit den deutschen Im- 
porteuren einzutreten. Die Verhandlungen haben 
sich länger hingezogen als seinerzeit erwartet 
wurde. 

Die Verhandlungen zwischen der holländischen 
Seite und den größten deutschen Importeuren sind 
inzwischen abgeschlossen. Danach wird auf der 
Basis erhöhter Vertragsmengen ein neues Border- 
preissystem eingeführt, mit dessen Wirksamwerden 
spätestens ab Oktober d. J. zu rechnen ist. Das neue 
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System führt zu einer Ermäßigung des Border- 
preises, wobei das Ausmaß der Preissenkung von 
der vereinbarten, höheren Mengenabnahme und der 
Bezugsstruktur abhängt. 

Die Veränderung des Borderpreises gibt den impor- 
tierenden Gesellschaften nach Ansicht der Bundes- 
regierung die Möglichkeit, bei steigendem Erdgas- 
absatz im Inland Preissenkungen vorzunehmen, 
deren Art und Umfang von den Anforderungen des 
Marktes bestimmt sein werden. 


4. Nach dem Jahreswirtschaftsbericht 1970 sollte 
im Frühjahr dieses Jahres das Ergebnis eines 
Forschungsauftrags zur Untersuchung der Strom- 
preise in verschiedenen Gebieten der Bundes- 
republik Deutschland vorliegen. 

Wann wird dieses Ergebnis der Öffentlichkeit 
bekanntgegeben? 

Der genannte Forschungsauftrag wurde bereits im 
Februar 1969 erteilt. Die Fertigstellung des Gut- 
achtens hat sich leider verzögert. Entgegen der 
ursprünglichen Absicht konnte nicht nur auf ver- 
öffentlichtes Material zurückgegriffen werden. Im 
Interesse der Aussagefähigkeit und Aktualität der 
Untersuchung mußten in größerem Umfang Befra- 
gungen der Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
durchgeführt werden. Die Bundesregierung ist dar- 
um bemüht, daß die Ergebnisse der Untersuchung 
sobald wie möglich der Öffentlichkeit vorgelegt 
werden können. 


5. Pressemeldungen zufolge sieht sich die Bundes- 
regierung nicht in der Lage, die Kokskohlen- 
beihilfe für den deutschen Steinkohlenbergbau 
über das Jahr 1970 hinaus fortzusetzen, obwohl 
die Bundesregierung wiederholt ihre Absicht 
erklärt hatte, „die Kokskohlensubventionen 
weiter zu gewähren, soweit sie zur Erhaltung 
der Wettbewerbsfähigkeit der Hütten im Brenn- 
stoffbezug erforderlich sind". 

a) Welches sind die Gründe, die flankierenden 
Maßnahmen entgegen der Ankündigung im 
Jahreswirtschaftsbericht 1970 schon jetzt ab- 
zubauen? 

Im letzten Jahreswirtschaftsbericht der Bundes- 
regierung heißt es, daß „auf flankierende Maß- 
nahmen zugunsten des Strukturprozesses im Berg- 
bau zur Zeit noch nicht verzichtet werden kann". 
Die Bundesregierung hat deshalb konsequent - 
neben den übrigen flankierenden Maßnahmen - für 
1970 auch die Kokskohlebeihilfe gewährt. 

Die Bundesregierung ist auch heute unverändert der 
Auffassung, daß im Interesse der weiteren Gesun- 
dung des Steinkohlenbergbaus auf die flankieren- 
den Maßnahmen im ganzen nicht kurzfristig ver- 
zichtet werden kann. Das schließt nicht aus, daß in 
flexibler Reaktion auf die derzeitige Marktlage die 
eine oder andere dieser Maßnahmen der veränder- 
ten Situation angepaßt werden kann und muß. 


Die Bundesregierung hat in dem von ihr verab- 
I schiedeten Entwurf des Bundeshaushaltsplans 1971 
j für die Kokskohlebeihilfe lediglich einen Betrag von 
■ 25 Mio DM bereitgestellt. Dieser Betrag deckt die 
Restzahlung für Lieferungen im Jahre 1970, so daß 
nach dem gegenwärtigen Stand Haushaltsbeträge 
: für Lieferungen im Jahre 1971 nicht bereitstehen. 

I Die Bundesregierung hat sich bei ihrer Entscheidung 
' von der Erwägung leiten lassen, daß der Wett- 
bewerbspreis für ausländische Kohle steigende Ten- 
denz aufweist und daß zum anderen die Konzentra- 
tion des Steinkohlenbergbaus die Möglichkeit bietet, 
in stärkerem Umfang als bisher die eigene Wett- 
bewerbskraft zu verbessern. Schließlich war es not- 
wendig, im Rahmen der Haushaltsentscheidungen 
Prioritäten zu setzen. 

Es bleibt abzuwarten, ob und in welchem Umfang 
die gegenwärtige Preistendenz für ausländische 
Steinkohle anhält und welche Ergebnisse die Ver- 
handlungen zwischen der Ruhrkohle AG und den 
Beziehern nach dem Hüttenvertrag über den Wett- 
bewerbspreis haben werden. 


b) Wird der deutsche Steinkohlenbergbau bei 
seinem Absatz an die Hütten in der Bundes- 
republik Deutschland und im EWG-Raum 
Preisangleichungen vornehmen müssen, die 
infolge des Fortfalls der Beihilfen keinen 
Ausgleich mehr finden? 

Welche Auswirkungen sind davon auf den 
Anpassungsprozeß des Steinkohlenbergbaus 
zu erwarten? 

In Anbetracht des erwähnten aufwärts gerichteten 
Preistrends der Drittlandskohle dürfte 1971 eine 
Lage erreicht sein, die es den deutschen Unterneh- 
men des Steinkohlenbergbaus ermöglicht, für die 
Lieferungen an Hüttenwerke auskömmliche Preise 
zu vereinbaren. Negative Auswirkungen auf den 
Anpassungsprozeß sind somit nicht zu erwarten. 


c) Vertritt die Bundesregierung die Meinung, 
daß der Kokskohlen-Weltmarktpreis und der 
sogenannte Listenpreis identisch sind bzw. 
in Zukunft sein werden? 

Die Weltmarktpreise für Kohle sind mit den Listen- 
preisen für deutsche Kohle nicht ohne weiteres ver- 
gleichbar. So müssen beim Bezug von Drittlands- 
kohle noch Kostenfaktoren berücksichtigt werden, 
die bei Inlandskohle bereits im Listenpreis enthal- 
ten sind oder aber gar nicht anfallen. Die Welt- 
marktpreise für Drittlandskohle unterliegen im 
übrigen kurzfristigen Schwankungen, während die 
Listenpreise über einen im Vergleich hierzu länge- 
ren Zeitabschnitt konstant bleiben. Entscheidend ist 
der effektive Einstandspreis beim Abnehmer. Für 
das kommende Jahr erwartet die Bundesregierung 
aufgrund der erwähnten Markttendenzen, daß sich 
die deutsche Kohle unter Berücksichtigung aller 
Faktoren gegenüber der Konkurrenz aus Drittlän- 
dern in ihrer Preisstellung behaupten kann. 
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d) Muß die Bundesregierung nicht befürchten, 
daß die einseitige Aufhebung dieser Bei- 
hilfen der europäischen Gemeinschaftspolitik 
widerspricht, nachdem der Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaften - im wesentlichen 
auf Betreiben der deutschen Seite - beschlos- 
sen hatte, diese Beihilfen für die Lieferun- 
gen von Kokskohle und Koks an die Hütten- 
industrie bis 1972 weiterzugewähren? 

Diese Befürchtung hat die Bundesregierung nicht. 
Ihr Beschluß steht nicht in Widerspruch zu der Ent- 
scheidung der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. 70/1 EGKS vom 19. Dezember 
1969. Durch diese Entscheidung sind die Mitglied^ 
Staaten der Gemeinschaft lediglich ermächtigt wor- 
den, unter gewissen Voraussetzungen Beihilfen für 
Lieferungen von Kokskohle und Koks an die 
Hüttenindustrie bis 1972 weiter zu gewähren. Eine 
Verpflichtung zur Gewährung der Kokskohlebei- 
hilfe besteht gemäß der Entscheidung 70/1 nicht. 

Im Gegenteil ist die Gewährung der Beihilfen durch 
die Mitgliedstaaten an bestimmte Bedingungen hin- 
sichtlich der Preisstellung gebunden. So dürfen die 
nach der Entscheidung möglichen Nachlässe nicht 
zu Einstandspreisen für Gemeinschaftskohle und 
-koks führen, die niedriger sind als diejenigen, die 
sich für Kokskohle aus dritten Ländern und für aus 
Kokskohle dritter Länder hergestelltem Koks er- 
geben würden. 


6. In welchem Umfang bedenkt die Bundesregie- 
rung bei ihren energiepolitischen Entscheidun- 
gen Fragen des Umweltschutzes so, 

a) daß bei der Zustimmung zum „Grundsatz- 
programm der Ruhrkohle AG zur Konzen- 
tration und zur Ausrichtung der Produk- 
tionskapazitäten auf die Absatzmöglichkei- 
ten" nicht allein die kostengünstige Lager- 
stätte, sondern auch eine möglichst geringe 
Belastung der Umwelt (Schwefelgehalt) 
durch die abzubauende Kohle in Betracht 
gezogen wird? 

Bei der Beurteilung der Lagerstätten im Rahmen 
des Grundsatzprogrammes der Ruhrkohle AG wer- 
den neben den Kriterien des Kohleanpassungs- 
gesetzes auch die rohstofflichen Eigenschaften der 
Kohlenvorräte im Hinblick auf die Anforderungen 
des Umweltschutzes und der Verbraucherwünsche 
berücksichtigt. Es ist darauf hinzuweisen, daß der 
Schwefelgehalt der abgesetzten Kohle nicht allein 
von der Lagerstätte bestimmt wird, sondern auch 
von der Art der Weiterverarbeitung der geförder- 
ten Kohle, d. h. von ihrer Aufbereitung und 
Mischung, abhängig ist. 


b) daß bei dem geplanten Bau von Ölkraft- 
werken an der Ruhr bei dem dann steigen- 
den SOo-Gehalt berücksichtigt wird, daß - 
auch wenn sogenanntes schwefelarmes öl 
eingesetzt wird - ein späterer Bau von not- 
wendig werdenden Steinkohlenkraftwerken 
(Ballastkohle) erschwert werden kann? 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollen die 
zur Verwertung von zwangsläufig anfallender 


; Ballastkohle notwendig werdenden neuen Kraft- 
I werke ihren zechennahen Standort finden. Dabei 
gewinnt auch nach Ansicht der Bundesregierung die 
Frage des Umweltschutzes besondere Bedeutung, 
zumal der S02-Anfall aus der Ballastkohle, bezogen 
auf gleiche Energiemengen (kg SO 2 je Gcal), im 
j allgemeinen höher ist als der aus schwerem Heizöl. 

I Die Regierung des Landes Nordrhein-Westfalen 
verfügt über die gesetzlichen Mittel, die Umwelt- 
belastung durch beide Kraftwerksarten unterhalb 
der zulässigen Grenze zu halten. Die Bundesregie- 
rung wird gemeinsam mit der Regierung des Landes 
Nordrhein- Westfalen darauf achten, daß die Mög- 
lichkeit des Ausbaues der Zechenkraftwirtschaft 
auch unter Berücksichtigung des Baues weiterer 
Ölkraftwerke im Lande Nordrhein-Westfalen ge- 
wahrt bleibt. 


7. Die Bundesregierung hat mit der Zurückstellung 
einer atomrechtlichen Genehmigung für den 
Bau eines Kernkraftwerkes um zwei Jahre eine 
wichtige energiepolitische Entscheidung getrof- 
fen, deren Folgen sicher noch nicht zu über- 
sehen sind. 

a) Glaubt die Bundesregierung, die innerhalb 
der nächsten vier Jahre für die Erforschung 
der Störanfälligkeit von Kernkraftwerken 
137 Millionen DM zur Verfügung steilen 
will, bereits nach zwei Jahren eine Vorent- 
scheidung geben zu können? 

Die angesprochene Entscheidung über den Bau von 
Kernkraftwerken in industriellen und menschlichen 
Ballungsgebieten war ausschließlich von Sicherheits- 
gesichtspunkten bestimmt. Die Bundesregierung be- 
müht sich, durch ein konzentriertes Forschungs- und 
evtl. Demonstrationsprogramm dafür Sorge zu tra- 
gen, daß die anstehenden Probleme in enger Zu- 
sammenarbeit mit der Industrie möglichst rasch 
gelöst werden können. 

I Es wird nicht erforderlich sein, das in Aussicht 
! genommene Forschungsprogramm in allen Punkten 
j abzuschließen, bevor erste Entscheidungen getroffen 
1 werden können. U. U. genügen für eine Genehmi- 
I gung zur Errichtung eines Kernkraftwerkes positive 
i Teilergebnisse zu den wichtigsten Fragen, die - so- 
j weit erforderlich - während der Bauzeit vor der 
j Betriebsgenehmigung weiter abgesichert werden 
! können. 


b) Welche sachlichen Gründe haben zu der Ent- 
scheidung beigetragen, und welche Forde- 
rungen über die vom Antragsteller vorge- 
schlagenen Sicherheitsmaßnahmen hinaus 
meint die Bundesregierung stellen zu kön- 
nen? 

Die Zurückstellung der atomrechtlichen Genehmi- 
gung war erforderlich, da die Besiedlungsdichte und. 
die Anzahl der Arbeitsplätze in der Nähe des vor- 
gesehenen Standortes dieses Kernkraftwerkes um 
ein Vielfaches größer sind, als bei allen bisher in 
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der Bundesrepublik und in der Welt genehmigten 
Kernkraftwerken. Vorkehrungen für eine etwaige 
Evakuierung Her betroffenen Menschen sind in sol- 
chen Ballungsräumen ungleich schwerer zu treffen 
als in Gebieten mit geringerer Bevölkerungsdichte. 

Als Ersatz für den fehlenden räumlichen Sicherheits- 
abstand müssen daher auch nach Auffassung des 
betreffenden Unternehmens intensivere Sicherheits- 
vorkehrungen getroffen werden als bei den bisher 
genehmigten Kernkraftwerksprojekten. Die techni- 
schen Gründe, die im einzelnen zu der Entscheidung 
beigetragen haben, und die technischen Anforderun- 
gen werden zur Zeit mit der zuständigen Geneh- 
migungsbehörde eingehend erörtert. 


c) Auf welchem Gebiet der Weiterentwicklung 
und Verbesserung von Sicherheitseinrichtun- 
gen für Kernkraftwerke kann mit entschei- 
denden neuen Erkenntnissen gerechnet wer- 
den? 

Bei dem Forschungsprogramm geht es um die Klä- 
rung der Frage, ob die stetige Weiterentwicklung 
der Sicherheitsvorkehrungen bei Kernkraftwerken 
ein Maß erreicht hat, daß sich erstmals in der Welt 
der Bau eines Kernkraftwerkes inmitten eines indu- 
striellen und menschlichen Ballungsraums verant- 
worten läßt. 


d) Glaubt die Bundesregierung, in zwei Jahren 
eine grundsätzliche Entscheidung über den 
Bau von Kernkraftwerken in industriellen 
und menschlichen Ballungsräumen geben zu 
können, um dann eine dieser Entscheidung 
entsprechende Energieplanung durchführen 
zu können? 

Die Bundesregierung wird sich - gemeinsam mit der 
Industrie - bemühen, in möglichst kurzer Zeit die 
Voraussetzung für eine Entscheidung über den Bau 
von Kernkraftwerken in Ballungsräumen zu schaf- 
fen. 

Die allgemeine Kernenergieplanung wird durch die 
Verzögerung nicht wesentlich beeinflußt werden, 
jedenfalls soweit Kernkraftwerke der öffentlichen 
Versorgung betroffen sind. Es besteht die Möglich- 
keit, wirtschaftlich sinnvolle Standorte zu finden, 
die nicht inmitten von Ballungsräumen liegen. 

Etwas anderes gilt für die Nutzung der industriellen 
Prozeßwärme. Hier wird die Frage der Ballungs- 
räume wegen der gegebenen Industriestandorte 
immer wieder akut werden. Die Bundesregierung 
hofft, daß es u. a. durch das vorgeschlagene For- 
schungsprogramm in möglichst kurzer Zeit gelingen 
wird, die Kernenergie auch in Form von Prozeß - 
wärme wirtschaftlich nutzen zu können, ohne daß 
Sicherheitsgesichtspunkte dabei ungeklärt oder un- 
beachtet bleiben. 

Philip Rosenthal 
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